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lX. Störung des Anliegergebrauchs durch
TK-Linien
über ein praktisch bedeutsames Folgekostenpflichtenproblem

hatte dasAG Köln in einem U.v. 5 2.2010 - 112C 578/966 zu ent-

scheiden Ein Straßenanlieger wollte eine neue Grundstückszu-
fahrt errichten. An der einzig mögllchen Stelle versperrte jedoch

ein noch zu TWG-Zeiten auf dem Bürgersteig errichteter Verteiler-
kasten der Telekom den Weg. Das AG hielt die Telekom gegen-

über dem Anlleger nach 5 1004 Abs 1 BGB fur verpflichtet, den

Verteìlerkasten auf eigene Kosten zu verlegen. lnsoweit konnte es

sich auf den allgemein anerkannten Grundsatz stützen, dass eine

Sperrung des Grundstückszugangs und damit eine Verhinderung
des straßenrechtlichen Anliegergebrauchs6T auch eine Störung

des Eigentums am Anliegergrundstück ist 68 DasAG betont dabei

ausdrücklich, dass die ursprünglich rechtmäßige Errichtung des

Verteilerkastens unter Geltung des TWG dieser Störung nicht ent-
gegensteht. Damit geht das AG (zu Recht) implizit davon aus, dass

sich mit Außerkrafttreten des TWG auch die alten Planfeststel-

lungsbeschlüsse nach 5 7 TWG, die der Errichtung alter TK-Anla-
gen zu Grunde lagen, nach 5 43 Abs. 2 VwVfG ,,erledlgt" haben

und dementsprechend gegenüber den Anliegern auch keine Dul-

dungspflichten nach ! 75 Abs. 2 VwVfG mehr begründen.6e

Dementsprechend konnte sich die Telekom gegenüber dem Stra-

ßenanlieger auch nicht auf ihre Nutzungsberechtigung nach 5 68

TKG berufen, da diese nur gegenuber dem Wegebaulastträger

Wirkungen entfalten kann, nicht aber gegenüber dem Anlieger.T0

Anders als das AG meinte, kam es damit auf die Frage, ob und in-

wieweit die Telekom nach 5 72 TKG zur Verlegung des Kastens

verpflichtet gewesen ist, gar nicht an: 5 72 TKG regelt nur die Fol-

ge(kosten)pflichten im Verhältnls zwischen Straßenbaulastträ9er

und Nutzungsberechtigten. Zutreffend nimmt das AG allerdings

an, bei Störung des straßenrechtlichen Anliegergebrauchs liege

auch eine (nachträgliche) Beschränkung des Widmungszwecks

des Verkehrswegs vor, sodass die Telekom auch nach I 72 Abs. 1

TKG (gegenüber dem Straßenbaulastträger) folgepflichtig war.71

X. Gebührenfragen
Zu Gebührenfragen hat sich das VG Darmstadt ìn einem U. v.

25.3.2011 - 5 K 1496/09.D4 sehr ausführlich mit der Frage aus-

einandergesetzt, auf welcher Grundlage und in welcher Höhe

Gebühren für die Zustimmung nach 5 68 Abs. 3 TKG erhoben
werden dürfen und welche Bedeutung dem früheren 5 I42
Abs. 6 TKG (nach dem TKGÄndG 2012.5 1 46 Abs. 8 TKG) inso-

weit zukommt 72 Das VG Arnsberg bestätigte in einem U. v
14.12.2010_ 11K2837/0973 dagegen die ganz h.M.74, dass die

Unentgeltlichkeit der Nutzungsberechtigung nach 5 68 Abs. 1

TKG es ausschließt, Verwaltungsgebühren fur die Gestattunq
und Überwachung von Straßenaufbrüchen zu erheben, die das

TK-Unternehmen in Ausübung der Nutzungsberechtigung (et-

wa zu lnstandhaltungszwecken) vornimmt.

Prof Dr Ulrich Stelkens
ist Inhaber des Lehrstuhìs für Öffentliches Recht, insbe-
sondere deutsches und europäisches Verwaltungsrecht
an der Deutschen Universität für Verwaltungswissen-
schaften Speyer.

Ass iur Miriam A Wabnitz
ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für
Öffentliches Recht, insbesondere deutsches und europäi-
sches Verwaltungsrecht an der Deutschen Universität für
Verwaltungswissenschaften Speyer.

66 AG Köln BeckRS 2012, 18072
67 Ausf zur Rechtsnatur des Anliegergebrauchs Ä xer, DOV 201 4, 323 Îf
68 BGH NJW 1 998, 2058, 2059; BGH NJW 2000, 2901 f
69 Ausf hierzuSteikens(o Fußn 2), 5 68Rdnr- 56ff
7O Ste/kens(o Fußn 2),568Rdnr 147ff
71 Ausf hierzuSte/kens(o Fußn 2),572Rdnr 68ff
72 VG Darmstadt BeckRS 20 1 1 , 5601 6; hierzu Rathgeb, NVwz 20 1 2, 270, 712

73 VG Arnsberg BeckRS 2013,46099
74 Ste/kens (o Fußn 2), 5 68 Rdnr. 1 52 ff
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Rechtliche Rahmenbedingungen bei
Connected Car
Uberblick uber die Rechtsprobleme der
automobilen Zukunft

Der Kampf um die Vormachtstellung in der Automobilindustrie
ist entbrannt. Die Fahrzeughersteller ringen mit lT-Konzernen

wie Apple oder Google und Startups wie Tesla Motors um die

Zukunft des Automobils. Das manager magazin titelte daher

im Heft 11/2014 gar von ,,Car Wars". lm Fokus stehen hierbei

nicht nur selbstfahrende Fahrzeuge, die noch ein gutes Stück

von der Serienreife entfernt sind. lnformations- und Kommuni-
kationstechnik durchdringen die Autos immer stärker.

l. Was ist ein Connected Car?
Unter dem Stichwort ,,Connected Car" wird eine Reihe unter-
schiedlicher Funktionen und Technologien vereint. Diesen ge-

mein ist, dass das Fahrzeug über Mobilfunk, WLAN oder ähn-
liche Techniken mit dem lnternet oder einem anderen Netz ver-

bunden wird.

Systeme wie ConnectedDrive von BMW oder connect me von

Mercedes Benz sind bereits seit längerem für die Oberklasse

verfügbar; aber auch bei Kleinwagen gibt sich die meist junge

Käuferschicht nicht mehr mit simplen Audioangeboten zu-

frieden, sondern fordert zumindest die lntegration ihres

Smartphones in das Auto. Es ist daher an der Zeit, einen Blick

auf die juristischen Rahmenbedingungen für Connected Car

und die Rechtsprobleme der automobilen Zukunft zu werfen.

1. lnfotainment und Navigation
Bereits heute können viele Navigationssysteme aktuelle Ver-

kehrsinformationen nicht nur über Rundfunk (TMC) beziehen,

sondern verbinden sich hierzu über Mobilf unk mit dem lnternet.
Neben der Navigation kommen auch andere Dienste wie Musik-
oder Vìdeostreaming in Frage. Auch die Einbindung eines

Telekommunikations- und Medienrecht
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Smartphones von Apple (CarPlay) oder anderer Hersteller, die
das Betriebssystem von Google (Android Auto) verwenden, ist

bei manchen neuen Geräten bereits möglich. Zur lnstallation
von Apps direkt auf dem Navigationssystem ist es dann nur noch
ein kleiner Schritt. Das frühere Autoradio wird so zum vernetz-
ten lnfotainment- und Navigationssystem

Die Verbindung zum lnternet kann dabei zum einen über das

Mobiltelefon eines Fahrzeuginsassen hergestellt werden, das im

Fahrzeug per Kabel oder Bluetooth angebunden wird Hierbei
treten jedoch zum einen immer wieder Kompatibìlitätsproble-
me auf, zum anderen muss der lnhaber des Mobilf unkanschlus-
ses auch einen Mobilfunktarif mit Datenvolumen abgeschlossen
haben. Will der Fahrzeug- oder Gerätehersteller Dienste anbie-
ten, bei denen es auf eine verlässliche Kommunikation an-
kommt, kann er sich somit nicht auf das Handy des Fahrers ver-
lassen.

lmmer häufiger werden die Bordsysteme daher mlt einem eige-
nen Mobilfunk-Modul im Fahrzeug ausgestattet, um selbststän-
dig eine Verbindung über das lnternet zu den Servern des Her-

stellers aufbauen zu können. Für solche Zwecke bieten die Mo-
bilfunkprovider den Fahrzeugherstellern unter dem Schlagwort
,, Machine-to-Machine " (N/2M) spezielle Großkundentarife an.

2. Telematik und eCall
Ein Connected Car im engeren Sinn erhält man jedoch erst,
wenn man nicht nur das lnfotainment- und Navigationssystem,
sondern auch die übrige Fahrzeugelektronik per M2M einbe-
zieht. Dadurch wird es möglich, Fahrzeugfunktionen von außer-
halb zu überwachen (Telemetrie) und zu steuern (Fernsteue-

rung). So kann z.B. der Nutzer über eine App auf seinem Mobil-
telefon Reifendruck und Ölstand kontrollieren oder etwa das

Fahrzeug aufschließen.

Die Daten können jedoch auch vom Fahrzeughersteller genutzt
werden. Er kann z.B. die Vertragswerkstatt über aufgetretene
Fehler informieren und ein Ersatzteil schicken, bevor der Kunde
einen Termin für die Reparatur vereinbart. Auch Software-Up-
dates f ür die Fahrzeugelektronik können über Mobilfunk durch-
gef uhrt werden. 5o spielt z.B . Tesla Motors Updates über Mobil-
f unk eìn, die nicht nur das Navlgationssystem, sondern auch die
Fahrf unktionen betreffen.

Die EU schreibt ferner für neue Fahrzeugmodelle ab 31 .3.2018
eine Ausrüstung mit dem Notrufsystem eCall vor.1 Dieses Sys-

tem soll einen Unfall über die im Fahrzeug vorhandenen Senso-

ren automatisch erkennen und einen Notruf über das Mobil-
funknetz absetzen. Dabeiwird auch der Standort des Unfallfahr-

1 VO (EU) 201 5/758 des Europäischen Parlaments und des Rates v 29 4 2015 ül¡er
Anforderungen fLir die Typgenehmigung zur Einführung des auf dem 1 1 2-Notruf
basierenden bordeigenen ecall-Systems in Fahrzeugen und zur Anderung der RL

2007 / 46/Ec, COIVT/ZO 1 3/O3 1 6 f inal = 20 1 3/0 1 65 (COD) Entscheidend ist das Da-

tum der Typzulassung

2 Controller Area Network (CAN) ist eine von der lnternationalen Standardisie-

rungs-Organisation (/5O) standardisierte echtzeitfähige Schnittstelle für die Daten-

übertragung in der Automotive-Technik, s unter: http://www itwissen info/definit
ion/lexi kon/controller-area-network-CAN-CAN-Bus html
3 lmenglìschenSprachraumistdieBezeichnungvehicletovehicle(V2V)gebräuch-
lich

4 Hier heißt es im englischen Sprachraum vehicle to infrastructure (V2l)

5 http://wvvw mlit go 1plkokusai/itf/kokusai_itf 000006 html
5 E¡nLìdar-SystemistähnlichzueinemRadar-System,arbeitetjedochnichtmitRa-
diowellen, sondern mit sichtbarem (Laser-)Licht, s unter: http://de wikipedia org/w
iki/Lidar
7 Heise-online, http://heise de/-2329792; zur Bedeutung digitaler Karten für
selbstfahrende Autos s a Der Spiegel2312015,66,6l.
I ErhöhtwürdedieZuverlässigkeitderDatenauchdurcheineStandardisierungder
lT-Schnittstellen im Fahrzeug, die Kacher,SZv 21 /22 3 201 5, 80, fordert
9 manager magazin 11/2014,40,42

zeugs übermittelt Die verpflichtende Einführung von eCallwird
dazu führen, dass in naher Zukunft in jedem Neuwagen vom
Kleinwagen bis zur Oberklasse ein Mobilfunkmodul mit GPS-

bzw Ga I i leo-Empfänger und Verbi ndu ng zur Fahrzeu gelektro-
nik (in der Regel über den CAN-Bus2) verbaut sein wird lst die
notwendige Hardware erst einmal standardmäßig integriert,
sind weitere Telematik-Dienste nur noch eine Frage der passen-

den Software. Die Fahrzeuge kommunizìeren bei diesen An-
wendungen aber immer mit einem Rechenzentrum, Call-Center
oder der Notrufzentrale.

3. Car-to-X
Bei der Car-to-Car-Kommunikation (C2C)3 sollen dagegen Fahr-

zeuge nicht über ein oder mit einem Rechenzentrum, sondern
unmittelbar miteinander kommunizieren und sich z.B vor Ge-
fahrenstellen warnen. So kann eln Fahrzeug nach einer Voll-
bremsung nachfolgende Fahrzeuge (und deren Lenker) alarmie-
ren Hierzu soll nicht das Mobilfunknetz, sondern eine Funk-
technik ähnlìch zu WLAN verwendet werden Der Austausch
von lnformationen über weitere Entfernungen ist ebenfalls
möglich, wenn die lnformatìonen von Fahrzeug zu Fahrzeug
weitergeleitet werden.

Die gleiche Funktechnik ermöglicht auch eine Kommunikation
mit Verkehrsein richtu ngen. Ü ber Car-to-lnf rastructure-Kom m u-
nikatlon (C2l)a können z.B. lnformationen über Geschwindig-
keitsbeschränkungen, Gefahrenmeldungen oder auch Hinwei-
se auf f reìe Parkplätze an das Fahrzeug weitergegeben und dem
Fahrer angezeigt werden. ln Japan ist ein solches System na-
mens lT5 Spot bereits seit 201 1 in Betrieb.5 Zusammen werden
diese Kommunikationstechnìken auch als Car-to-X-Kommuni-
kation (C2X) bezeichnet.

4. Fahrerlose Fahrzeuge
An Fahrzeugen, die ohne Fahrer auskommen, arbeiten Automo-
bilhersteller und Forschungseinrichtungen bereits seit Jahrzehn-
ten. Auf den ersten Blick haben autonome Fahrzeuge nicht un-
mittelbar etwas mit einem Connected Car zu tun, da sie von
Rechnern an Bord und nicht aus der Ferne unter Zuhilfenahme
von mobiler Kommunikation gesteuert werden. Die in Entwick-
lung befindlichen Systeme sind hierzu mit einer Vielzahl von
Sensoren wie Kameras, Radar oder Lidar6 sowie einem Bord-
rechner ausgestattet. Doch wenn dies theoretisch auch ein Fah-

ren ohne Hilfestellung von außen ermöglichen würde, benöti-
gen die bislang entwickelten Systeme dennoch möglichst präzi-

se und aktuelle KartenT und sind damit auf regelmäßige Up-
dates angewiesen

Ferner profitierén gerade fahrerlose Fahrzeuge von Informatio-
nen, die sie über Car-to-X erhalten und die Unzulänglichkeiten
der künstlichen lntelligenz bei der Erkennung von Gefahrenstel-
len oder Verkehrszeichen ausgleichen können. Es ist jedoch,
wenn kein Fahrer korrigierend eingreifen kann, besonders auf
die Zuverlässigkeit auch dieser Daten angewiesen.8 Damit setzt
letztlich auch das Fahren ohne Fahrerein Connected Carvoraus.

Il. Neue Beteiligte
Durch die Entwicklung hin zum Connected Car werden Auto-
hersteller mit neuen Beteiligten im Zuliefersektor konfrontiert.
Sind es in der klassischen Automobilindustrie vor allem die Auto-
hersteller, die hier den Ton angeben und die Kontrolle über ihre

Lieferketten ausüben konnten, sind sie nun auf Kooperationen
mit gleichwertigen Partnern wie Mobilfunkbetreibern angewie-
sen. Bei Plattformen wie Android Auto oder CarPlay wollen gar

lT-Unternehmen wie Google oder Apple, deren BÖrsenwert den-
jenigen der Autohersteller weit übersteigt, die Bedingungen

vorgeben e Das manager magazin stellt daher schon die Frage,

L
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ob f ur die Autohersteller eine Vertreibung aus dem Paradies an-

stehe.lo

Aber auch am anderen Ende der Wertschöpfungskette rücken

neue Beteiligte in den Fokus. Es geht nunmehr nicht nur darum,
ein Fahrzeug zu verkaufen und dem Käufer Wartungsleistungen
zu seinem Fahrzeug anzubieten. Es werden vielmehrfortlaufend
Dienstleistungen erbracht, deren Nutzer nicht nur der Eigentü-

mer des Fahrzeugs, sondern auch ein Arbeitnehmer, Familien-

mitglied oder Mitfahrer sein kann.

lll. Rechtsfragen
Das Connected Car stellt nicht nur eìne technische und kommer-
zielle Herausforderung dar. Es wirft auch Rechtsfragen aus ver-

schiedenen Bereichen auf, angefangen beim Datenschutz über

das TK-Recht und das Vertragsrecht bls hin zum Dellktsrecht.

1. Wem gehören die Daten?
Für den Hersteller der Fahrzeuge und die Anbieter von Dlensten

für das Connected Car ist es von besonderer Bedeutung, unter

welchen Voraussetzungen sie Daten, die während der Nutzung
des Fahrzeugs anfallen, erheben und verarbeiten dürfen.11 Da-

bei geht es nicht nur um die Nutzung von Daten eines Nutzers

zur Erbringung von Dienstleistungen an diesen, sondern auch

um eine Nutzung zur Verbesserung des Angebots fÜr alle Kun-

den oder zur Marktforschung

Position und Fahrziel können z.B. nicht nur genutzt werden, um

dem jeweiligen Fahrzeug maßgeschneiderte lnformationen zur

Verkehrslage auf der befahrenen Strecke zu übermitteln Aus

den aggregierten Daten vieler Fahrzeuge lassen sich vielmehr

auch lnformatlonen zur aktuellen Verkehrslage oder langfristige

Trends (historische Verkehrsdaten) ableiten, die dann allen Nut-

zern (ggf . gegen Entgelt) zur Verfügung gestellt werden könn-

ten. Ebenso kann bei einem Defekt eines Bauteils nicht nur das

Ersatzteil fur den jeweilrgen Kunden bestellt und an die Werk-

statt geliefert werden. Werden die Daten vieler Fahrzeuge analy-

sìert, können darüber hinaus Schwachstellen in der Konstruk-
tion früher erkannt und beseitigt werden.

Die Speicherung einer Vielzahl von Daten durch Fahrzeuge birgt
jedoch auch Risiken. So können die Daten auch gegen den Hal-

teroder den Fahrerverwendetwerden -z.B zurVerfolgung von

Verkehrsverstößen12 oder zur Erhöhung der Versicherungsprä-

mien für Fahrer mit einem erhöhten Risikoprofil.l3

a) Datenschutz
Der Nutzung der Fahrzeugdaten durch den Fahrzeughersteller
werden vor allem durch das Datenschutzrecht Grenzen ge-

setzt

r Personenbezug
Dle Daten, die beim Betrieb eines Connected Car anfallen, ent-
halten in der Regel auch personenbezogene Daten ì.S.v. 5 3

Abs. 1 BDSG, also ,,Einzelangaben über persönliche oder sach-

liche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natür-

lichen Person ".

Die mittels eines Connected Car erhobenen Daten betreffen zu-

nächst keine natürliche Person, sondern das jeweilige Fahrzeug.

Solche sachbezogenen Daten sind im Grundsatz nicht perso-

nenbezogen,ra ein Personenbezug besteht jedoch insoweit, als

Rückschlüsse auf den Halter oder Nutzer des Fahrzeugs mö9lich

sind.ls 5o kann bereits aus den Daten des Navigationssystems,

das die Position des Fahrzeugs zu bestimmten Zeiten erfasst, ein

Bewegungsprofil des Nutzers erstellt werden, das Wohnort, Ar-

beitsort und den regelmäßigen Tagesablauf erkennen lässt.

Selbst Daten, die auf den ersten Blick rein technischer Natur und

damit rein sachbezogen zu sein scheinen - wie z.B. Daten zum

Reifendruck oder zur Abnutzung von Bremsen - können Rück-

schlüsse auf menschliches Verhalten, etwa nachlässi9e Kontrol-

len oder eine aggressive Fahrweise zulassen. Solche Daten sind

dann nicht mehr rein sach-, sondern personenbezogen.l6 Der

Halter des Fahrzeugs ist für den Anbieter eines Navigations-, ln-

fotainment- und Telematik-Dienstes darüber hinaus auf Grund

der vertragllchen Beziehung ohne weiteres bestimmbar; in der

Regel ist auch das amtliche Kennzeichen bekannt, das eine Be-

stimmung des Halters zulässt 17

r Anonymisierung
Die Erhebung von Daten, die anonymisiert weiterverarbeitet
werden sollen, unterliegt ebenfalls dem Datenschutzrecht

Zwar entfällt der Personenbezug, wenn die Daten anonymi-

siert werden, d.h. wenn sie mit l\/litteln, die vernünftigerweise
herangezogen werden können, keiner bestimmten Person

mehr zuzuordnen sind.18 Die Verwendunq von anonymisierten
Navigationsdaten, um Stauinformationen in Echtzeit zu gene-

rieren oder um Karten-Updates zu erstellen, unterliegt somit

ebenso wenig dem Datenschutz wie die Verwendung von Da-

ten zur durchschnittlichen Abnutzung und häufigen Fehlern

von Fahrzeugen zur Verbesserung zukünftiger Fahrzeuggene-
rationen

Bei der Übermittlung der Daten an den Anbieter ìst f ur diesen je-

doch anhand von lP-Adressen,le SlM-Kartennummern oder

ähnlichen Kennungen zwangsläufig erkennbar, von welchem

Fahrzeug die Daten stammen und welcher Person sie somit zu-

zuordnen sind. Da derAnbieter die Übertragung dieser Metada-

ten durch das Fahrzeug veranlasst, erhebt er also personenbezo-

gene Daten Dabei ist es unerheblich, ob die Daten zur Kenntnis

genommen oder sonst inhaltlich genutzt werden sollen 20 Eine

spätere Anonymisierung durch den Anbieter des Dienstes ist

demnach nicht ausreichend.

r Zulässigkeit
Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der Daten durch den

Autohersteller ist nach 5 28 Abs 1 Nr '1 BDSG für dessen eige-

ne Geschäftszwecke zulässlg, sofern es für die DurchfÜhrung

10 manager magazin (o Fußn 9)

11 Wie wichtig beìm KampT um die Vorherrschaft Úber das Connected Car bereits

das Anfallen der Daten beim jeweiligen Beteiligten ist, zeigt das Búndnis der großen

deutschen Premiumautohersteller Audl, BMW und Mercedes im Bieterwettstreit

um dìe Übernahme des Kartendienstes Here vom finnischen TK-Konzern lVokra. Die

Autobauer wollen laut Handelsblatt auT diese Weise ,,verhindern, dass lT-Konzerne

die Kontrolle über die Schlüsseltechnologie gewrnnen, um so Preise zu diktieren und

die womö9lich lukrativen neuen Geschäfte m¡t den Daten zu dominieren ,Wir wol-

len, dass wir auch in Zukunft freien Zugangzu den Daten haben', sagte Audi-Ent-

wicklungschef Hackenberg", s unter: http://www handelsblatt com/unternehmen

/i ndustrie/milliardenrennen-u m-kartendienst-audi-offen-fuer-weitere-partner-im-
bieterkampf/1 181 7308 html
12 So auch Lüdemann, ZD 2015, 247, 251

13 Lùdemann, lD 2015,247, 251; HawraneklRosenbach, Der Spiegel 11/2015'

64, fragen daher sogar,,Späht uns künftig der eigene Pkw aus?"; vgl auch From-

me,SZv 3 7 2015, 11:,,Der Spion kommt insAuto"
14 Dammann, in: Simitis, BDSG,8 Aufl 2014,53 Rdnr 57 ff ,59
15 Lùdemann, ZD 2015, 747, 251 ; allg zu sach- oder ortsbezogenen Daten yyel-

cherl, ZD 2013, 251 , 251

16 Vgl Dammann (o Fußn 14), 5 3 Rdnr 60

17 Zum Personenbezug des amtl Kfz-Kennzeichensvgl Dammann (o Fußn 14),

g 3 Rdnr 28;AGCoburglD2O13,458
18 Erwägungsgrund 26 der RL95/46/EG zum Schutz natürlìcher Personen bei der

Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr; die Formu-

lierung in 5 3 Abs 6 BDSG ¡st vergleìchbar

f9 Bei M2M ist die Zuordnung der lP-Adresse fÜr den Anbieter auf Grund von Zu-

satzwissen ohne weiteres nachvollziehbar; die Frage, ob lP-Adressen ohne solches

Zusatzwissen personenbezogene Daten darstellen - vgl hierzu auch die Vorlaqe-

entscheidung des BGH MMR 201 5, 131 m Anm 8ár, spielt demnach keine Rolle

2O Dammann(o Fußn 14), q 3 Rdnr 106
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eines Vertrags erforderlich ist.21 Eine laufende Erhebung von
Fahrzeugdaten durch den Fahrzeughersteller ist jedoch zur
Durchführung eines Kaufvertrags oder zur Erbringung von
Werkstattleistungen nicht notwendig. Ferner ist der Vertrags-
partner des Kunden in diesen Fällen oft ein Vertragshändler und
nicht der Hersteller als Betreiber der Online-Dienste.

Auch wenn f ür die Erbringung von Online-Dìensten eine geson-
derte Nutzungsvereìnbarung zwischen dem Halter des Fahr-
zeugs (oder dem Nutzer, wie z.B. einem Arbeitnehmer) und dem
Hersteller abgeschlossen wird, bedeutet dies in der Regel noch
nicht, dass die Erhebung und Verarbeitung aller Daten hierfür er-
forderlich ist Denn moderne Fahrzeuge erfassen eine Vielzahl
von Daten, die zwar f ür den Autohersteller oder den Halter inte-
ressant sein können, die aber für die Durchführung des Vertrags
über Online-Dienste nicht in vollem Umfang notwendig sind.

Eine pauschale Einwilligung des Halters in die Erhebung, Verar-
beitung und Nutzung seiner personenbezogenen Daten führt
nicht notwendigerweise zumZiel. Denn nach 5 4a BDSG ist die-
se nur wirksam, wenn sie auf seiner freien Entscheidung be-
ruht.22 Dies ist jedoch nicht mehr der Fall, wenn der Halter zur ln-
anspruchnahme von Online-Diensten, von Garantleleistungen
oder gar zur Nutzung des Fahrzeugs eine umfassende Einwilli-
gung abgeben muss, die auch Nutzungen seiner personenbezo-
genen Daten f ür andere Zwecke erlauben soll (sog. Koppelungs-
verbot).23

Besser ist daher der Ansatzpunkt, Dienstleistungspakete so zu
gestalten und ggf. auch aufzuschnüren, dass der Halter für je-

den Dienst gesondert entscheiden kann, ob er diesen nutzen
und einer Verarbeitung der hierfür notwendigen Daten zustim-
men will.

r Arbeitnehmerdatenschutz
Ein weiteres Datenschutzproblem ergibt sich, wenn der Eigentü-
mer des Fahrzeuges nicht identisch mit dem Halter oder dem
tatsächlichen Nutzer ist.2a Dies kann z.B der Fall sein, wenn es

sich um Dienstwagen handelt, die dem Arbeitgeber gehören,
aber von Arbeitnehmern genutzt werden.

Bei einer möglichen Fallgestaltung darf ein einzelner Arbeitneh-
mer das Fahrzeug wie sein eigenes nutzen, obwohl der Arbeit-
geber Eigentümer bzw Halter ist. Das ist z.B. regelmäßig der
Fall, wenn das Fahrzeug als Gehaltsbestandteil überlassen wird.
Dann kann dem Arbeìtnehmer auch die alleinìge Kontrolle darü-
ber überlassen werden, was mit den Daten geschieht Es wird in

ernem solchen Fall kaum zu rechtfertigen sein, dass der Arbeit-
geber Zugriff auf die Daten verlangt.

Anders sìeht es jedoch bei Fahrzeugen aus, die bestimmungsge-
mäß von mehreren Arbeitnehmern genutzt werden. Hier kann
der Arbeitgeber durchaus ein lnteresse daran haben, auf die Da-
ten zuzugreifen, sei es nur, um den Einsatz seiner Flotte besser
planen zu können. Die Verarbeitung von personenbezogenen
Daten kann in diesem Zusammenhang nach 5 32 Abs. 1 SaIz 1

BDSG zulässig sein, wenn sie für die Durchführung des Arbeits-
verhältnisses erforderlich ist. Eine Verarbeitung zusätzlicher Da-

21 Ygl SpindlerlNrnk, in: Spindler/Schuster, Recht der elektronischen Medien,
3 Aufl 2015, 5 28 BDSG Rdn(. 4t KtnastlKühnl, NW 2o14,3057, 3058 f
22 Weichert, SVR 2014, 241,243.
23 Vgl K¡nast/Kühnl, NJW 20 1 4, 3057, 3059 I ; Lüdemann,ZD 2015,247 ,252 Í
24 S a Lúdemann,lD2015,247,252
25 Vgl GolalSchomerus, BDSG, 1 1 Aufl. 2012, 5 4a Rdnr 22

26 84GMMR2015,544m Anm.stück-indiesem Heft=2D2015, 380m Anm
Tiedemann

2l BAG(o Fußn 26)

28 FuGHMlVlR2005, 29m Anm Hoeren, BGHMMR2005, 754m. Anm Manner,
BGH lVlvlR 2009, 615, m. Anm Âösse/; BGH MMR 2010,41,47
29 Ygl. Grûnwald/Núßrnq, MMR 2015,378

ten auf der Grundlage einer Einwilligung des Arbeitnehmers ist
dagegen problematisch, da der Arbeitnehmer bei einer Weige-
rung womöglich fürchten muss, gekündigt zu werden oder die
Stelle erst gar nìcht zu erhalten.2s Dies schließt jedoch nach der
Rechtsprechung nicht von vorneherein aus, dass eine Einwilli-
gung freiwìllig sein kann.26 Auf der anderen Seite besteht keìn

Anspruch des Arbeitgebers auf eine Einwilligung des Arbeitneh-
mers.27

Darüber hinaus ist zu beachten, dass die Einrichtung und Nut-
zung von Systemen, die eine Überwachung der Arbeitnehmer
zulassen, nach 5 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG mitbestimmungspflich-
tig sind, wenn ein Betriebsrat besteht

b) Datenbankschutz
Jenseits des Datenschutzrechts könnte die Verwendung der Da-
ten durch den Anbieter durch eigentumsähnliche Rechte einge-
schränkt sein. So ist denkbar, dass der Eigentümer des jeweili-
gen Fahrzeugs in den Genuss des sui generis-Datenbankschut-
zes nach den 55 87 ff. UrhG kommt. Denn die einzelnen Mess-
werte stellen unabhängige und (zumindest nach Zeitstempel)
systematisch angeordnete Elemente i.5.v. 5 87a Abs. 1 UrhG
dar, in formaler Hinsicht also eine Datenbank

Weitere Voraussetzung für einen Datenbankschutz zu Gunsten
des Fahrzeugeigentümers wäre, dass die ,,Beschaffung, Úber-
prufung oder Darstellung eine nach Art oder Umfang wesent-
liche lnvestition" erfordert Dabei dürfen jedoch nur diejenigen
Aufwendungen berücksichtigt werden, die gerade der Suche

nach unabhängigen Elementen und der Sammlung in einer Da-
tenbank gewidmet werden, nicht jedoch die Mittel, die für das

Erzeugen der Daten eingesetzt werden.28 Die Anschaffungs-
und Betriebskosten des Fahrzeugs sind somit nicht zu beruck-
sichtigen, da der Betrieb des Fahrzeugs die Daten erst erzeugt.
Nur die Kosten, die gerade für das Sammeln der Daten aufge-
wendet werden, sind somit als lnvestition zu berücksichtigen.
Da die Sensoren - und dank eCall in Zukunft auch die Funktech-
nìk - schon für die Zulassung und den Betrieb eines Connected
Car notwendig sind, werden die zusätzlichen Kosten für das

Sammeln der Messwerte in der Regel nicht erheblich sein, so-
fern sie sich überhaupt beziffern lassen. ln der Regel wird daher
ein Datenbankschutz zu Gunsten des Fahrzeugeigentümers zu

verneinen sein. Etwas anderes könnte jedoch gelten, wenn die
Telematìkdienste in den Preislisten des Fahrzeugherstellers ge-

sondert mit einem mehr als nomìnellen Betrag ausgewiesen
werden.

Es empfìehlt sich daher f ür Hersteller oder sonstige Anbieter, ne-
ben der Einwilligung zur Nutzung personenbezogener Daten
auch eine Genehmigung zur Erhebung und Nutzung von nicht-
personenbezogenen bzw. anonymisierten Fahrzeugdaten ein-
zuholen

2. Telekommunikationsrecht
Erwirbt der Fahrzeughersteller von Mobilfunkdienstleistern
M2M-Konnektivität, um Dienste für das Connected Car an End-

kunden zu erbringen, stellen sich darüber hinaus Fragen der TK-
Regulierung.2e

Solange, wie rm M2lV-Bereich üblich, die Mobilfunkdienste nur
dazu genutzt werden, um Daten zwischen dem Connected Car

und dem Rechenzentrum des Fahrzeugherstellers auszutau-
schen, unterliegt der Fahrzeughersteller nicht der Regulierung

als TK-Anbieter nach dem TKG. ln diesem Fall nutzt der Fahr-

zeughersteller zwar das Mobilfunknetz, erbringt aber selbst kei-

ne TK-Dienste. Auch eCall ist hier unschädlich Denn bel der

Nutzung dieses Systems findet zwar eine Kommunikation mit
einer behördlichen Notrufabfragestelle statt; dieser Dienst wird
jedoch von den jeweilìgen TK-Anbietern als kostenloser Notruf-

I
I
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dienst i.5.d 5 108 TKG erbracht, der Fahrzeughersteller ver-

kauft lediglich ein Endgerät in Form des Bordsystems.

Etwas anderes gilt jedoch, wenn der Fahrzeughersteller über
die Mobilfunkverbindung des Fahrzeugs Anrufe zu beliebigen
Zielen oder den Aufruf beliebiger Webseiten, also den Zugang
zum offenen lnternet ermöglicht - etwa auch über einen im

Fahrzeug eingebauten Hotspot ln diesem Fall erbringt der
Fahrzeughersteller selbst TK-Dienstleistungen für die Öffent-
lichkeit und unterliegt somit insbesondere der Meldepflicht
nachS6TKG30

Dei Fahrzeughersteller kann dies jedoch vermeiden, indem er

solche Anrufe und den Zugang zum offenen lnternet nur über
einen vom Fahrzeugnutzer abgeschlossenen Mobilfunkvertrag
und damit uber eine gesonderte Verbindung ermöglicht. Denk-

bar wäre auch, dass er den Zugang zum lnternet nicht selbst

dem Kunden anbietet, sondern dies einem etablierten TK-An-
bieter überllisst

3. Vertragsrechtliche Aspekte

a) Sachmangelhaftung
Nicht nur beim Gebrauchtwagenkauf ist die Sachmangelhaf-
tung ein häufiges Streitthema Der Kauf eines Kraftfahrzeugs
stellt für Privatkunden in der Regel eine wesentliche lnvesti-

tion dar, sodass Mängeln eine entsprechende Bedeutung zu-
kommt.

Beim Connected Car werden auch Mängel an der lnforma-
tionstechnik immer relevanter. Hatte das OIG Karlsruhe 2001
noch entschieden, dass ein eingebautes Navigationssystem le-

diglich als ,,Nebensache" anzusehen sei und ein Mangel an

diesem daher nicht zur Rückgabe des Fahrzeugs berechtì9e,31
erlaubte das OIG Köln imjahr 2006 in einem ähnlichen Fall

den Rücktritt vom Kaufvertrag für das gesamte Fahrzeug32

Solche Fehler bei der Navigation werden umso relevanter,
wenn ein als fahrerlos beworbenes Fahrzeug nicht ohne manu-
elle Hilfe den Weg von der Wohnung zum Arbeitsplatz des

Käufers findet.

Ein Rücktritt wegen solcher Fehler ist für den Verkäufer beson-

ders bei Neuwagen schmerzhaft, da der (auch von einem Ver-

braucher33) für die Nutzung zu leistende Wertersatz erheblich

hinter dem tatsächlichen Wertverlust auf Grund der Rückgabe

einer gebrauchten Sache zuruckbleibt.3a

Die Sachmängelhaftung kann nicht in AGB ausgeschlossen wer-
den,35 insbesondere nicht im Fall eines Verbrauchsgüterkaufs
(! 475 Abs. 1 BGB) Es ist daher zu empfehlen, in der Leistungs-

beschreibung des Connected Car den Stand der Technik und

eventuelle Einschränkungen möglichst genau darzulegen und

keine Erwartungen zu wecken, die die Technik nicht erfüllen
kann. Ferner kann ein modularer Aufbau mit einer Möglichkeit
zum Upgrade oder Austausch von Komponenten dem Verkäu-

fer eine Gelegenheit zur Nachbesserung eröffnen - wenn der

Käufer nicht sogar bereit ist, sich ìm Hinblick auf eìne später oh-
nehin vorgesehene Aufrüstung mit einer Minderung zufrieden-
zugeben.

b) Anspruch auf Online-Dienste und Updates
Ein Connected Car ist nicht nur auf regelmäßige Karten-Up-

dates und Anpassungen an neue Entwicklungen angewiesen,

sondern kommunizlert in der Regel auch mit einem Server des

Herstellers. Wenn der Hersteller die Unterstützung einstellt, kann

das Fahrzeug zwar noch gefahren werden, die Zusatzfunktio-
nen, die das Auto zu einem Connected Car machen, liegen dann
jedoch brach. Für den Käufer ist es daher von Bedeutung, ob und

für wie lange er verlangen kann, dass Online-Dienste f unktionie-
ren und Updates bereitgestellt werden, und von wem.

Eine Anspruchsgrundlage sieht das Gesetz hierfür nicht aus-

drücklich vor. Aus 5 433 i.Vm 9242BGB kann jedoch eine

Treuepflicht des Verkäufers eines,,lndustrìeprodukts" hergelei-
tet werden, ,,notwendige und von anderer Seite nicht zu be-

schaffende Ersatzteile oder Betriebsstoffe gegen entsprechende

Bezahlung zu liefern".36 Dementsprechend könnte der Käufer

eines Connected Car vom Verkäufer nicht nur eine Bevorratung

von mechanischen Ersatzteilen, sondern auch eine Lieferung

von Software-Updates gegen Entgelt verlangen. Auch ein An-
spruch auf kostenlose Hardware-Upgrades ist grundsätzlich

denkbar, wenn das Connected Car andernfalls nicht mehr mit
aktueller Software versorgt werden kann.37

Ein solcher Anspruch soll in der Regel jedenfalls während der
gewöhnlichen Nutzungsdauer des Kaufgegenstands beste-

hen.38 Diese ist nicht identisch mit der durchschnittlichen Nut-
zungsdauer, die bei Pkw etwa 12 Jahre beträgt,3e sondern hö-
her anzusetzen Eine kürzere Nutzungsdauer für das Fahrzeug

vertraglich als maßgebend festzuschreiben, dürfte zumindest
bei AGB an 5 307 Abs. 'l BGB scheitern. Denn der Käufer eines

Fahrzeugs wird unangemessen benachteìligt, wenn er dieses

nicht in vollem Umfang über den gewöhnlichen Zeitraum nut-
zen kann.

Der Anspruch des Käufers elnes Fahrzeugs richtet sich, da er

von der Rechtsprechung aus $ 433 BGB abgleitet wird, gegen

den unmittelbaren Verkäufer, also oftmals einen Vertrags-
händler. Dieser wird jedoch in der Regel keinen Einfluss darauf
haben, ob der Hersteller (oder dessen Dienstleister) die ent-
sprechenden Online-Dienste weiterbetreibt und Upgrades an-

bietet. Er könnte allenfalls selbst entsprechende Ansprüche ge-

gen den Hersteller geltend machen - oder diese an den Käufer
abtreten.

Letztllch kann das Problem nur durch Modularisierung und stan-

dardisierte Schnittstellen auf Seiten der Technik gelöst werden.
Denn wenn die eingebaute lnformationstechnik während der

Lebensdauer des Fahrzeugs mehrfach ausgetauscht werden
kann, ist für diese eine geringere Nutzungsdauer als für das

Fahrzeug anzusetzen Der Verkäufer müsste dann nicht mehr in
der Lage sein, für die gesamte Lebensdauer des Fahrzeugs Up-

dates für die eingebaute Hardware anzubieten, sondern könnte
auf dre Möglichkeit deren Austauschs verweisen. Es läge dann

am Halter, während der Lebensdauer des Fahrzeugs die veralte-

ten Elektronik-Module auszutauschen, um weiterhin in den Ge-

nuss eines Connected Car zu kommen.

30 Die f rühere Lizenzpf licht nach 5 6 TKG 1 996 erfasste dagegen nur den Betrieb

der Übertragungswege sowie das Anbieten von Sprachtelefondiensten auf der Ba-

sis selbst betriebener Netze

31 OLG Karlsruhe NZV 7002, 137
32 OLG Köln NJW 2007, 1 694 Dagegen berechtigt nach Ansicht des OIG Dússe/-

dorf eine nicht funktionierende Lenkradfernbedienung wegen Unerheblichkeit

nicht zur ,,Wandelung" (zum Rücktritt), NJOZ 2008, 601

33 8GHNJW2010,148
34 Während derWertverlust degressiv ist, d h unmittelbar nach der Erstzulassung

besonders stark ist, ist der für die Nutzung zu leistende Wertersatz nach einer linea-

ren Abschreibung nach gefahrenen K¡lometern zu berechnen, Gaie¿ in: lVüKoBGB,

6 Aufl 2012,5 346 Rdnr 27

35 Vgl etwa BGH NjW 2013, 2584
36 Zu Diktiergerä|en AG München NJW 1970, 185; für Software offen gelassen,

da die gewöhnliche Betriebsdauer mit sieben Jahren überschrittenwar, OLG Kob-

/enz MMR 2005, 472; differenziert Beckmann, in. Staud¡nger, BGB, 5 433

Rdnr 165

37 Ygl AG Múnchen (o Fußn 36), h¡er hat das Gerichteinen Anspruch auf Um-

rüstung eines Diktiergeräts angenommen, die notwendig geworden war, weil der

Verkauf kompatibler Tonbänder eingestellt worden war
38 AG München (o Fußn 36); krit dagegen Eeckmann (o Fußn 35): ,,nicht über

die durchschnittliche Lebens- bzw Nutzungsdauer des Produkts zu erstrecken"

39 n-tv, Zwö\| Jahre im Schnitt - Autolebensdauer steigt kaum noch, s unter:

http://www n-tv de/autoZwoelf-Jahre-im-Schnitt-article247390 html
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4. Produkthaftung
Das Connected Car stellt Fahrzeughersteller und Drittanbieter
auch vor neue Herausforderungen i R.d. Produkthaftung.a0
Sollte es zu einem Unfall kommen, ist zwar zunächst der Halter
nach 5 7 Abs. 1 SIVG bzw. dessen nach 5 1 PfIVG vorgeschrie-
bene Versicherung den Geschädigten zum Schadensersatz ver-
pflichtet. lm Anschluss stellt sich jedoch die Frage, ob der Hal-

ter bzw. dessen Versicherung beim Hersteller Regress nehmen
können.

a) Navigation und lnfotainment
Bereits der Betrieb von Navigationssystemen ist nicht ganz risi-

kofrei. lmmer wieder kommt es zu Unfällen, weil sich Kraftfah-
rer quasi blind auf ihr Navigatìonssystem verlassen und ihr Fahr-

zeug in Gewässer oder auf ungeeignete Straßen lenken.al Hier-

bei handelt es sich jedoch um ein Verschulden des Fahrzeugfüh-
rers und nicht des Herstellers des Navigationssystems bzw. der -
möglicherweise fehlerhaften - Karten. Der Fahrer handelt daru-
ber hinaus auch dann grob fahrlässig, wenn er während eines

Überholvorgangs das Navigationssystem bedient und deswe-
gen keine Kontrolle mehr über das Verkehrsgeschehen hat.a2

Dies schließt jedoch eine Haftung des Fahrzeugherstellers bzw.

des Herstellers des Navigationssystems nicht von vorneherein
aus. Ein Hersteller hat bei der Konstruktion seines Produkts die-
jenigen Sicherungsmaßnahmen zu ergreifen, die zum Zeitpunkt
des lnverkehrbringens nach neuestem Stand von Wissenschaft

40 Neben der delìktischen Produkthaftung nach 5 823 Abs 1 Satz 1 BGB hat die

Produkthaftung nach dem ProdHaftG auf Grund der engen Voraussetzungen und

der höhenmäßigen Beschränkung des Schadensersatzes nur untergeordnete Be-

deutung
41 http://www adac de/ mmm/pdf/tuz navi-verkehrsprobleme-durch-navigati
on 1208-4/583 pd|,12/2008; http://wvwv derwesten de/region/navi-steuert-lkw

-fahrer-in-den-rhein-id6}41642 html, 4 11 2011; http://www augsburger-allgem

eine de/bayern/Aufs-Navì-verlassen-Lkw-Fahrer-rammt-Bruecke-id2577 1 05 1

html,24 6 2013
42 LG PotsdamBeckRS 2009, 86070; bereits zur Bedienung eines Autoradios OIG

Núrnberg NJW-RR 2005, 1 193

43 Wagner, in: MtiKoBGB,6 Aufl 2013, 5 823 Rdnr 646

4 OLGNürnberg (o Fußn 42)

45 Wagner (o Fußn.43),5823 Rdnr 647; EGHVersR 1986,653,654; BGH

NJW 1987, 372, 313,8GHNJW 1992, 2016, 2018; BGH NJW 1994, 511, 518

45 Sowohl bei Google p/ay (für Androìd-Systeme) als auch beim App Store von

Apple kommt der Kaufvertrag bzw ,,Lizenzvertrag" direkt zwìschen dem Käufer

und dem Anbieter der Apps zu Stande, vgl Google Play Nutzungsbedingunqen,

Tiff 2(c), https://play google com/intl/en-de/abouVplay-terms html, 11 11 2014,

und Nutzungsbedingungen des lvlac App Stores, des App Stores und des iBook

Stores, lit. c, http://www apple com/legal/internet-services/itunes/de/terms html#5

AlE,2.1 2015
47 SolässlApplederzeitbeiCarPlayzB keineNavigations-AppsvonDrittherstel-

lern zu, Heise Autos, Apple CarPlay: Vorerst keine Navigation von Dr¡ttanbietern, s

unter: http://heise del-7469559, 1 .12 201 4

48 In Deutschland sollen die ersten Maßnahmen fúr das Pilotprojekt,,Dig¡tales

Testfeld Autobahn " im Jahr 201 5 ergriffen werden Hierfür soll auf der A9 ìn Bayern

eine Teststrecke frir selbstfahrende Autos eingerichtet werden, s unter: http://

www faz neVaktuell/wirtschafVneue-mobìlìtaeVf-a-z-exklusiv-dobrìndt-plant-test
strecke-fuer selbstfahrende-autos-1 3390268 html, 25 1 201 5 Auch NRW möch-

teeineTeststreckefürautonomesFahreneinrichten,s unter:http://wwwpolenum
com/politik energie-umwelt-meinung/nrw-will-auch-teststrecke-fuer-autonom

es-fah ren/
49 Auf Grund der in 5 7 Abs 1 SIVG festgelegten Gefährdungshaftunq steht die

Haftung des Halters nach der derzeitigen Rechtslage außer Frage Die Fraqe, ob bei

einem autonom agierenden Fahrzeug darüber hìnaus eine Verschuldenshaftung

des Halters, des Betreibers - oder gar des Fahrzeugs selbst - noch mö9lich ist, wie sie

Müller-HengstenberglKirn, MMR 2014,301 ,309 ff allgemein für sog intelligente

Agenten stellen, ist daher im Straßenverkehr - jedenfalls derzeit noch - von unter-

geordneter Bedeutung

50 Wagner (o Fußn 43), 5 823 Rdnr 646; BGH NJW 2009, 2952,2954 Es isI

demnach nìcht zu verlangen, dass das autonome Fahrzeug sich in ausnahmslosje-

der Srtuation korrekt verhält dieses Ziel wäre angesichts der Komplexität des Stra-

ßenverkehrs kaum zu erreichen Kirn/ M ù I I er- H e ngstenóerg, lV MR 2o1 4, 225, 279

weisen zu Recht darauf hìn, dass dìe konkrete Reaktion eines autonomen techni-

schen Systems bei der lnteraktion mit anderen Systemen und der Umwelt unvorher-

sehbar und auch nicht vollständig beherrschbar sein kann

und Technik konstruktiv möglich sind.43 Er muss demnach auch
Maßnahmen ergreifen, um zu verhindern, dass das Navrgations-
system dadurch zu einer Gefahr wird, dass es den Fahrer durch
eine komplizierte Bedìenung oder fehlerhafte Ansagen der Soft-
ware übermäßig ablenkt.

Auch ein lnfotainmentsystem kann den Fahrer übermäßig ab-

lenken. Zwar ist der Fahrer auch hier selbst dafür verantwortlich,

wenn er Bedienschritte während der Fahrt vornimmtaa oder seì-

nen Blick auf angezeigte lnhalte statt auf die Straße lenkt. Eine

ubermäßig komplizierte Bedienung oder erhebliche Fehlfunk-

tionen - z.B. wenn die Musik plötzlich mit voller Lautstärke ab-

gespielt wird - können dennoch zu einer Produkthaftung fÜh-

ren, sodass der Hersteller geeignete Gegenmaßnahmen ergrei-

fen sollte.

b) Haftung für Apps von Drittanbietern
Das Unfallrisiko kann slch noch erhöhen, wenn Apps von Drittan-

bietern aufgespielt werden, insbesondere wenn diese nicht für
den Einsatz im Auto konzipiert sind. Man wìrd einerseits dem An-

bieter z.B. ernes mobilen Spiels kaum anlasten können, wenn dìe-

ses ohne sein Wissen oder Zutun von einem Autofahrer während

der Fahrt genutzt wird und es deswegen zu einem Unfall kommt.

Betreibt hingegen andererseits der Fahrzeughersteller einen ei-

genen App Store (oder kooperiert er mit dem App Store des je-

weiligen Betriebssystemherstellers), kann er für die dort ange-

botenen Apps ìm Wege der deliktischen Produkthaftung zur

Verantwortung gezogen werden. Seine Verkehrssicherungs-
pflichten richten sich nach den Erwartungen der Verbraucher
bzw. Produktnutzer.4s Denn unabhängig davon, ob der Fahr-

zeughersteller die Apps in seinem App Store selbst verkauft oder
lediglich vermlttelt,a6 dürfen die Nutzer davon ausgehen, dass in

einem App Store ihres Fahrzeugherstellers nur solche Apps an-

geboten werden, die sich für einen Einsatz im Fahrzeug eignen.

Dies bedeutet auch, dass der Einsatz von Apps im Fahrzeug kein

Sicherheitsrisiko darstellen darf Der Fahrzeughersteller ist somit
letztlich dazu gehalten, die von ihm angebotenen Apps auf ihre

Fahrzeugtauglichkeit hin zu testen.

Das Gleiche gilt aber auch für andere App Store-Betreiber, die

Anwendungen speziellfür den Einsatz ln Fahrzeugen anbieten -
wie Apple mit CarPlay oder Googtle mit Android Car. Es ist also

nur konsequent, wenn diese bislang nur in begrenztem Umfang
Apps für Fahrzeuge zulassen.4T

c) Car-to-X und Autonomes Fahren
Bei der Car-to-X-Kommunikation und Autonomem Fahren stellt
sich ebenfalls die Frage nach der Produkthaftung.

Soweit solche Systeme den Fahrer lediglich unterstutzen, bleibt
dieser auch weiterhin für sein Verhalten verantwortlich. Ein Pro-

dukthaftungsrisiko kann daher vor allem dadurch entstehen,
dass der Fahrer durch Warnhinweise und Meldungen, die von

anderen Verkehrsteilnehmern übermittelt werden, lrritiert oder

vom u n mittel baren Verkehrsgeschehen abgelen kt wird.

Autonome Fahrzeuge sind dagegen nach der derzeitigen

Rechtslage noch nìcht zugelassen. Denn nach Art. 8 Abs. 1 des

Wiener Übereinkommens über den Straßenverkehr muss jedes

Fahrzeug einen Fahrzeugführer haben, der bei den derzeit statt-

findenden Testfahrten noch voll verantwortlich ist.a8 Wenn dies

|-
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ches vertretbares Maß wird man jedenfalls dann als erreicht an-

sehen müssen, sobald autonome Fahrzeuge ein geringeres Un-

fallrisiko aufweisen als menschliche Fahrer.sl

Die Fragen, die sich hler stellen, sind eher ethischer Natur. 5o

entscheidet die Programmìerung des Fahrzeugs etwa darüber,

ob das Fahrzeug z.B. einem Fußgänger ausweicht und dabei das

Leben seiner lnsassen und der Insassen der entgegenkommen-

den Fahrzeuge gefährdet.s2 Dies bedarf aber keiner rechtlichen,

sondern in erster Linie einer gesellschaftspolitischen Diskus-

sion. s3

verursacht werden, hinzunehmen bereit ist, ist aber weniger

eine rechtliche als vielmehr eine ethische und damlt gesell-

schaftspol itische Frage.

Dr. Ralf Weìsser, LL M
¡st Partner bei McDermott Will & Emery Rechtsanwälte

Steuerberater LLP in lVünchen und Co-Leiter der Praxis-

gruppe Telekommunikation, Medien & Technologìe
(TMT)

Dr. Claus Färber
ist Associate beì McDermott Will & Emery Rechtsanwälte

Steuerberater LLP in lVünchen und Mitglied derTMT-Pra-

xrsgruppe.

51 Die Statistik spricht dafÜr, dass dieses Ziel bereits erreicht ist So soll an den bis-

her zwölf Unfällen, in die die Test-Fahrzeuge von Google verwickelt waren, in kei-

nem Fall das Fahrzeug Verursacher gewesen sein, heise online, http://heise de/-267

9193, 4 6 2015
52 Diese Konstellation besitzt Ähnlichkeit zu dem von Welzel,ZSIW 63 (1951\' 4l 

'

51 beschriebenen Weichensteller-Fall: Ein Bahnbeamter stellt eine Weiche um und

lenkt dadurch einen losgerìssenen Güten¡r'agen auf ein Nebengleis Er verhindert

dadurch einen Zusammenstoß mit einem Personenzug auf dem Hauptgleis und den

Tod einer Vielzahl von Menschen, verursacht hìerdurch jedoch den Tod dreier Arbei-

ter auf dem Nebengleis

53 Decker, SZ v 10 / 1 1 1 201 5, 5; Prantl, SZ v 1 4 / 15 2 201 5' 1 3

lV. Ausblick
Eine Vielzahl der Rechtsprobleme, die im Zusammenhang mit

dem Connected Car auftreten, lässt sich zwar grundsätzlich mit

den bestehenden deutschen Gesetzen lösen. Autohersteller, die

weltweit agieren, werden jedoch durch unterschiedliche Rege-

lungen ìn verschiedenen Ländern vor Herausforderunqen ge-

stellt. lnsbesondere beim Datenschutz können sich im weltweì-

ten Vergleich dìe strengen europäischen Vorschriften als Hemm-

nis f ür ausländische Anbieter erweisen - und dies nicht nur beim

Connected Car.

Spätestens mit der Einführung autonomer Fahrzeuqe muss auch

der Grundsatz, dass die Verantwortung beim Fahrer liegt, über-

dacht werden. Ob man Unfälle, die von autonomen Maschinen
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OLG Koblenz: Abtretung von
Sachmängelrechten in AGB eines
Leasingvertrags

BGB 5 543 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1

Hinweìsbeschluss vom 26.2.2015 - 3 U 812/14 (LG Koblenz)

Die Kl. ist eine Finanzierungs-Leasinggesellschaft. 5ie nimmt den

Bekl. auf Zahlung restlicher Leasingraten und auf Schadenser-

satz in Anspruch. Dìe Parteien schlossen einen Software-Lea-

singvertrag auf unbestimmte Zeit mit einer kalkulatorlschen

Laufzeit von 60 Monaten und monatlichen Leasinqraten von

€ 2gg,5O zzgl. MwSt. Leasingobjekt war eine KÜchensoftware

mit einem Anschaffungswert von € 13.865,74 zzgl. MwSt. Lie-

ferantin war die G. Service GmbH. Die Übergabe der Küchen-

software an den Bekl. erfolgte am 4.8.2010. Mit Übernahmebe-

stätigung vom selben Tag bestätigte er, dass er die Software fa-

brikneu, ordnungsgemäß, funktionsfähig und der Beschreibung

gemäß Vertrag entsprechend Übernommen habe. Mit Schreì-

ben v. 20.1 2.2011 erklärte der Bekl. diefristlose Kündigung des

Leasingvertrags und machte Sachmängel geltend. Die Leasing-

raten zahlte er bis zum 31 .1 .2012. Weitere Zahlunqen erfolgten

nicht mehr. Die Kl. wies den Bekl. mit Schreiben v' 5.1 '2012 da-

rauf hìn, dass gem. Ztff . 12 der AGB die Geltendmachung von

Gewährleistungsrechten ihr 99ü. ausgeschlossen sei, da sìe

sämtliche Rechte aus dem Kaufvertrag mit der Lieferantin an

den Bekl. abgetreten habe. Deshalb müsse er bei Mängeln die

Lieferantin unmittelbar in Anspruch nehmen. Der Bekl. verklag-

te die Lieferantìn nìcht. Die Kl. kÜndigte mit Schreiben v

7 .3.2012 den Leasingvertrag ihrerseits wegen Zahlungsverzugs.

Zugleich forderte sie den Bekl. zurZahlung von € 10.909,56 auf
(offene Leasingraten für Februar und März 2012 von je

€356,41 nebst Verzugszinsen, insgesamt €120,05 sowie Er-

satz des durch die Kündigung verursachten Schadens i.H.v.

€ 10.189,51 . Ferner forderte sie den Bekl. auf, sie bei der Ver-

wertung des Leasingobjekts zu unterstützen und Kaufinteres-

senten zu benennen. Dem kam der Bekl. nicht nach.

Leitsätze
1. Enthält ein Software-Leasingvertrag in den AGB eine

Klausel, dass die Leasinggeberin für Sach- und Rechtsmän-

gel des Objekts einschließlich der Tauglichkeit zu dem vom

Leasingnehmer vorgesehenen Gebrauch ausschließlich in

der Weise Gewähr bietet, dass sie Ansprüche und Rechte
jeder Art, die ihr gegen den Lieferanten oder sonstige Drit-
te zustehen, an den Leasingnehmer uneingeschränkt, un-

bedingt und vorbehaltlos abtritt und danach weiterge-
hende Ansprüche ausgeschlossen sind, handelt es sich da'
bei um eine leasingtypische Abtretungskonstruktion. Die

Abtretung der kaufrechtlichen Gewährleistungsansprü-
che der Leasinggeberin gegen den Lieferanten an den Lea-

singnehmer ist rechtlich nicht zu beanstanden. wenn den
lnteressen des Leasingnehmers ausreichend Rechnung ge-

tragen worden ist (in Anknüpfung an BGH NJW 1982,

105 ff.; BGH NJW 2006, 1066 ff., Rdnr. 17;U'v'24'6.1992-
VlllZR 188/91, Rdnr. 18; OLG Frankfurt/M., U. v.27'6'2012-
17 U 13t12; OLG Koblenz, U. v. 8.5.2008 - 2 U 1403/03)'
2. Die Abwälzung der Sach- und Preisgefahr auf den Lea-

singnehmer gehört zu dem typischen lnhalt eines Leasing-

vertrags und ist als angemessen zu billigen (in Anknüpf ung

an BGH, U. v. 15.10.1986 -Vlll 2R319185, Rdnr. 24).

Sachverhalt
Der Senaf erwägt die Berufung gem. 5 522 Abs.2 SaIz 1 ZPO

zurückzuweisen.

Das LG hat den Bekl. antragsgemäß verurteilt. Die Kl. könne die

Zahlung der offenen Leasingraten für Februar und Vär22012
aus dem Leasingvertrag verlangen, der nicht durch die fristlose

Kündigung des Bekl. erloschen sei.
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